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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 14 AS 14/10 S 
 
L 7 B 375/09 AS NZB RG (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 4 AS 68/08 (SG Detmold) 
 
 
 
…………………………….. , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeit im Kreis Paderborn, 
Winfriedstraße 54, 33098 Paderborn, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. Januar 2010 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  U d s c h i n g    sowie die Richterinnen  

Dr.  D ü r i n g    und   K r a u ß  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts  

Nordrhein-Westfalen vom 7. Dezember 2009 - L 7 B 375/09 AS NZB RG - wird  

als unzulässig verworfen.  

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Das Sozialgericht (SG) Detmold hat die Klage des Klägers auf höhere Leistungen zur 

Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch durch Urteil vom 

16. April 2009 abgewiesen und die Berufung nicht zugelassen. Die hiergegen gerichtete Nicht-

zulassungsbeschwerde hat das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen mit Beschluss 

vom 28. September 2009 (L 7 B 191/09 AS NZB) zurückgewiesen. Die Anhörungsrüge gegen 

diesen Beschluss hat das LSG durch Beschluss vom 7. Dezember 2009 zurückgewiesen. 

Gleichzeitig wurde in dem Beschluss des LSG darauf hingewiesen, dass diese Entscheidung 

unanfechtbar ist.  

 

Der Kläger hat mit einem am 8. Januar 2010 beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangenen 

Schreiben vom 23. Dezember 2009 gegen den Beschluss des LSG sinngemäß Beschwerde 

eingelegt.  

 

Die Beschwerde ist als unzulässig zu verwerfen. Sie ist zum einen nicht statthaft. Gegen die 

Entscheidung des LSG ist nach § 178a Abs 4 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kein Rechts-

mittel gegeben. Zum anderen können Rechtsmittel zum BSG wirksam nur durch einen zugelas-

senen Prozessbevollmächtigten eingelegt werden (§ 73 Abs 4 SGG).  

 

Das Rechtsmittel ist daher entsprechend § 178a Abs 4 Satz 1 SGG und § 160a Abs 4 Satz 1 

Halbsatz 2 iVm § 169 SGG als unzulässig zu verwerfen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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